


Mitteilungen aus dem Gesamtpersonalrat Nr. 1-2011

„Vor dem Hintergrund 
der angespannten 

Haushaltslage muss auch 
über Einsparpotenziale 

im Bildungsbereich 
nachgedacht werden!“

„Inklusion ist in 
Hessen auf einem 
guten Weg“ ...

Das war einmal. 
Was schert mich 
mein Geschwätz 
von gestern?

Völker Hessens, 
höret die Signale 
meines Presse-
sprechers ...

Nicolas Wolz - 
verkünde es!

Umfalleri, 
umfallera ...

In den vergangenen Sitzungen des GPRLL wurden 
mehrere Anfragen bezüglich der TV-H-Lehrkräfte an 
das SSA gestellt. 

Zunächst wurde folgendes nachgefragt:

1. Bei wie vielen der seit dem 1.1.2010  abgeschlos-
senen Neuverträge wurde

	 - nach § 16(2) Satz 2 TV-H  eingestuft?

	 - nach § 16(2) Satz 3 TV-H eingestuft?

	 - nach § 16(2) Satz 4  TV-H eingestuft?

	 - nach § 16(2a) TV-H eingestuft?

	 - nach § 16(5) TV-H  eingestuft?

2. Wird in den Arbeitsverträgen der Beschäftigten das 
genaue Datum für das Erreichen der nächsten Ent-
wicklungsstufe ausgewiesen?

3. Gibt es im SSA WI/RTK Kriterien für die „förder-
lichen Tätigkeiten“? 

4. Gibt es ein Formular, mit dem die örtlichen Perso-
nalräte zur Mitbestimmung aufgefordert werden?

Die Antworten seitens des Amtes wurden von der Jus-
tiziarin gegeben:

Es wurden ab dem 01.01.2010 ca. 250 Personen ein-
gestellt, diese erhielten alle die Entwicklungsstufe 1.

Die Arbeitsverträge sind Musterverträge, die vom 
Land Hessen ausgegeben wurden. In den Arbeits-
verträgen wird das Erreichen der nächsten Entwick-
lungsstufe nicht vermerkt. Der GPRLL machte dem 
SSA den Vorschlag, dass dieses auf einem Beiblatt 
zu vermerken sei, damit die Beschäftigten besser die 
Gehaltsentwicklung nachvollziehen und ggf. frühzeitig 
Widerspruch einlegen können. Dieses wäre ebenfalls 
eine Erleichterung für die Personalräte.

Bei der Berechnung der förderlichen Tätigkeiten gel-
ten die restriktiv anzuwendenden Kriterien:

- Berufliche Tätigkeiten bzw. Ausbildungszeiten

- Deutlicher Sachzusammenhang zwischen der vorhe-
rigen Tätigkeit und der jetzt auszuübenden Tätigkeit

- Es bestehe kein Anspruch auf Anerkennung förder-
lichen Tätigkeiten

Das Formular „Mitbestimmung der Personalräte in 
Personalangelegenheiten“ für Vertretungsverträge 
liegt vor und wird auch seitens des SSAs verwendet, 
d.h. vor Abschluss des Vertrages dem jeweils zustän-
digen Personalrat vorgelegt.

Desweiteren erkundigte sich der GPRLL nach der An-
zahl der Beschäftigten, die die Sommerferien 2011 
bezahlt bekommen werden.  Das SSA überprüfte in 
einer Stichprobe fünf von 34 Fällen, dabei stellte sich 
heraus, dass eine Person Anrecht darauf hat, die 
Sommerferien bezahlt zu bekommen. Das SSA sichert 
darauf hin zu, dass alle Verträge im Juni 2011 erneut 
überprüft werden.

Letzter Schultag – endlich Weihnachtsfe-
rien! Schnell das Fach im Lehrerzimmer leer 
geräumt… Oh – ein Brief vom Schulamt. Sind 
das etwa gute Wünsche zum neuen Jahr? Ein 
herzliches Dankeschön für all` die geleistete 
Arbeit? Oder gar eine kleine Gabe pünktlich 
zum Fest? (Ich mag gar nicht daran denken: 
Früher gab`s zu dieser Zeit immer das drei-
zehnte Monatsgehalt…) Weit gefehlt: „Verbindli-
che Mitteilung über das durch die Teilnahme am 
Lebensarbeitszeitkonto erworbene Zeitgutha-
ben im Zeitraum 1.Januar 2007 bis 31. Juli 2010“ 
steht fettgedruckt auf dem Schreiben. Hä? Ich 
überfliege den Brief, versteh` ihn nicht und pack 
ihn einfach in die Tasche. Anscheinend gibt es 
viele Kolleginnen und Kollegen, denen es ähn-
lich ergeht wie mir. Sie verstehen es auch nicht 
und das ist tröstlich. Sie rufen mich an, bitten 
um Erklärungen. Spätestens jetzt muss ich mich 
schlau machen:

Hintergrund des LA- Kontos ist die Verlän-
gerung der Arbeitszeit für Beamtinnen und 
Beamte im Jahr 2004 auf 42 Stunden und die 
entsprechende Umsetzung dieser Regelung für 
Lehrerinnen und Lehrer in einer Pflichtstunde-
nerhöhung um eine Stunde (bis 50). Landesre-
gierung und Beamtenbund vereinbarten im Jahr 

2007, dass die 42. Stunde in ein „Zwangsle-
bensarbeitszeitkonto“ eingezahlt wird.

Das Schreiben ging an die Lehrkräfte, die am 
1.1.2007 noch nicht 50 Jahre alt waren. Das LA-
Konto wird nämlich nur ab diesem Zeitpunkt 
und bis zur Vollendung des 50. Lebensjahres 
gefüllt. Danach reduziert sich die Pflichtstun-
denzahl um 0,5 Stunden und nur wer auf Antrag 
auf diese Reduzierung verzichtet, spart weiter in 
diesem Konto an!

Ich sehe mir mein Zeitguthaben an und kann - 
ehrlich gesagt - nicht nachvollziehen, ob meine 
individuelle Berechnung stimmt. Die Rechen-
wege sind nicht näher erläutert. Wie ich später 
erfahre, handelt es sich bei diesem Schreiben 
um einen Serienbrief, der wohl auch nicht den 
Anspruch hat, verstanden zu werden. Was ich 
aber tatsächlich realisiere, ist die Tatsache, 
dass mein spärliches Zeitguthaben (ich bin zu 
allem Überfluss auch noch Teilzeit-Lehrkraft 
und daher erfolgt auch nur eine entsprechende 
anteilige Gutschrift) es mir ermöglicht, im Alter 
von 67 Jahren ungefähr 2 Wochen früher in den 
Ruhestand zu gehen. Na prima, dann mach ich 
schon mal den Sekt auf. 

Ab 01.08.2011 gilt eine neue Lehrerzuweisung für die Beruflichen 
Schulen. Für unseren Bezirk ergibt sich in der Summe eine ge-
ringe Veränderung von plus 0,43 Stellen. Im landesweiten Ver-
gleich fällt auf, dass die Schulen in Großstädten eher Stellen 
verlieren oder etwa gleich bleibende Zuweisungen erhalten. Das 
bedeutet für unseren Schulamtsbezirk, dass wir von den ca. 110 
Stellen, die es im Land Hessen mehr gibt, so gut wie gar nichts 
abbekommen.

 Das ist insbesondere im Hinblick auf die im städtischen Um-
feld schwierigere Klientel und der immer noch fehlenden Unter-
stützung des Städtischen Schulträgers bei der Schaffung von 
5 Sozialarbeiterstellen für die Wiesbadener Berufsschulen sehr 
bedauerlich. 

Die GEW-Fraktion im GPRLL RTWi wird sich deshalb dafür ein-
setzen, dass die besondere Situation in der Großstadt Wies-
baden künftig mehr Berücksichtigung bei den entsprechenden 
Zuweisungen findet. (Dabei sei nur  erwähnt, dass Wiesbaden 
ähnlich viel Bedarf an sozialer Förderung hat wie z. B. Offen-
bach, das bei der Stellenzuweisung immerhin 8.81 Stellen mehr 
bekommen hat.)

Positiv beurteilt die GEW-Fraktion die gewonnene Transparenz 
bei der Zuweisung zu den einzelnen Schulen.

Weihnachtspost vom Schulamt
(Na ja - es ist schon etwas her ...)

NEUES aus dem Bereich TV-H-Lehrkräfte: Einstufung - Sommerferienbezahlung

Auswirkungen des neuen 
Lehrerstellenzuweisungsverfahrens für die 

Berufsschulen aus Sicht der GEW-Fraktion im 
GPRLL


